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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 13/53 - des 
Walter Sternfeld, München 23, Wilhelmstr. 8", 

betr. Wahl zum 2. Deutschen Bundestag am 
6. September 1953 des im Wahlkreis 200 
(München-Nord) gewählten Ab geordneten 
Gumrum 

hat der Deutsche Bundestag in seiner . . . . 
Sitzung am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand: 

Der Einspruchsführer hat mit Schreiben 
vom 22. Oktober 1953 Einspruch eingelegt. 
Der Einspruch ist dem Bundestag am 24. Ok- 
tober 1953 fristgerecht zu gegangen. 

Der Einspruchsführer beantragt, die Wahl 
im Wahlkreis 200 (München-Nord) zu wieder- 
holen. Er behauptet, daß am 20. August 1953 
- dem letzten Tage für die Einreichung von 
Wahl Vorschlägen - dem Kreiswahlleiter für 
den Wahlkreis 200 zwei Wahlvorschläge auf 
den Namen Gumrum eingereicht worden seien: 
einer von der CSU, der andere kurz nach- 
dem, aber fünf Minuten vor Annahmeschluß, 
von der Bayernpartei. Beiden Vorschlägen 
hätte die nach § 26 Abs. 3 Satz 3 des Bundes- 
wahlgesetzes vom 8. Juli 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 470) vorgeschriebene Zustimmungs- 
erklärung des Bewerbers Gumrum beigelegen. 
Zwischen dem Ablauf der Einspruchsfrist 
und der Entscheidung des Kreiswahlausschusses 
über die Zulassung der Wahlvorschläge habe 
Gumrum die Zustimmungserklärung zum 
Vorschlag der Bayernpartei zurück genommen, 
so daß er als Kandidat der CSU auf gestellt 
wurde. Als solcher ist er am 6. September 1953 
auch gewählt worden. 


Nach Ansicht des Einspruchsführers habe 
die Zustimmungserklärung zum Wahlvorschlag 
der Bayernpartei nicht zurückgenommen wer- 
den dürfen, es sei denn, mit Einwilligung der 
Bayernpartei. Keinesfalls habe die Zurück- 
nahme lediglich gegenüber der Wahlbehörde 
ausgesprochen werden dürfen. Beide Wahl- 
vorschläge seien wegen Doppelbenennung un- 
wirksam gewesen und Gumrum habe also 
weder als Kandidat der Bayernpartei noch 
als Kandidat 'der CSU bekannt gemacht wer- 
den dürfen. In der mündlichen Verhandlung 
war der Einspruchsführer nicht erschienen und 
nicht vertreten. 

Entscheidungsgründe : 

Nach § 26 Abs. 3 Satz 2 des Bundeswahl- 
gesetzes kann ein Bewerber nur in einem 
Wahlvorschlag benannt werden. Ein Verstoß 
gegen diese Vorschrift gilt aber nicht als un- 
heilbar. Der § 31 des Bundeswahlgesetzes er- 
möglicht die Beseitigung aller Mängel. Was 
die mehrfache Benennung desselben Bewerbers 
auf mehreren Vorschlägen angeht, so erwähnt 
§ 26 Abs. 2 der Bundeswahlordnung diesen 
Fall ausdrücklich. Eine Doppelbenennung des 
Kandidaten Gumrum auf einem Wahl Vor- 
schlag der CDU und auf einem Wahlvorschlag 
der Bayernpartei ist jedoch gar nicht erfolgt, 
denn tatsächlich hatte Gumrum bereits vor 
Ablauf der Einreichungsfrist der Wahlvor- 
schläge, und zwar ein oder zwei Tage nach 
dem 14. August 1953, seine Zustimmung zu 
seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag der 
Bayernpartei zurückgezogen. Der Überbringer 
der Wahl Vorschläge der Bayernpartei hat dem 
Kreiswahlleiter im übrigen bestätigt, daß keine 
gültige Zustimmungserklärung des Bewerbers 
Gumrum Vorgelegen hat. Der Bewerber Gum- 
rum hat dann noch zusätzlich und vorsorglich 
vor Beginn der Sitzung des Kreiswahlaus- 
schusses am 22. August 1953 einen Zusatz 



zu seiner Erklärung abgegeben: „Die vor- 
stehende Erklärung ziehe ich hiermit zurück 
und erkläre sie für nichtig.” Gumrum ist somit 
nur einmal, nämlich als Bewerber der CSU 
aufgestellt und eingereicht und dann am 6. Sep- 
tember 1953 auf diesem Wahl Vorschlag der 
CSU gewählt worden. 

Der Einspruch mußte daher aus vorstehen- 
den Gründen zurück gewiesen werden. 


Rechtsmittelbelehrung : * 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 
vom 12, März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) 
das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundes- 
verfassungsgericht binnen einem Monat nach 
Erlaß dieses Beschlusses unter den im § 48 
des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes angege- 
benen Voraussetzungen zulässig. 



